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Der Entwurf der Bremer Planungsgruppe Tür Hochschulbau, die - wie in der Branche üblich - in die Trickkiste griff, als sie das 
Modell erstellte und dabei die Bäume in Relation zu den Gebäuden „etwas" zu hoch geraten ließ. Zu den Nummerierungen: 1. 
Zentralbereich mit Hörsaal, Seminarräumen, Standortbibliothek, Cafeteria u.a. (3.500 Quadratmeter), 2. Biologie (5.300), 
3. Chemie (7.300), 4. Zentrale Einrichtung technisch-wissenschaftlicher Anlagen ZETWA (2.800), 5. Physik (5.600), 6. 
Mathematik (900), 7. Nebenmensa (durch Beschluß der Landesregierung gestrichen), 8. Teich, 9. Parkplätze, 10. Sportanla­
gen (noch nicht genehmigt), 11. Studentischer Kindergarten (in einem alten Bauernhof) 

Gutachterkommission entschied 
Wettbewerb um den Wechloy-Ausbau 
Gesamtauftrag für bereits begonnene Maßnahme soll im Mai vergeben werden 
Anfang Mai soll der Gesamtauf trag für den naturwissenschaft l i ­

chen Ausbau auf dem Standort W e c h l o y mit 1700 Studienplätzen 

vergeben werden. D a s erklärte auf einer Pressekonferenz a m 3 1 . 

März der Geschäftsführer der Niedersächs i schen H o c h s c h u l b a u g e ­

sellschaft, Professor Je lpke . Je lpke präsent ierte dabei die Entwürfe 

der fünf Bietergruppen, die sich an dem Wettbewerb um das 150-

Millionen-Projekt bete i l igten. Der Gutachterausschuß se tz te dabei 

den Entwurf der Bremer Planungsgruppe für Hochschu lausbau , die 

zusammen mit der B i swau und Knauer A G ( B r e m e n ) arbeitet , auf 

Platz eins. D i e s e Gruppe wird al ler Wahrscheinl ichkeit nach auch 

mit dem Bau beauftragt , wenn sich b e s t i m m t e , von der Gutachter­

kommission für notwendig geha l tene Änderungen an dem Entwurf 

vornehmen lassen , ohne daß der Kostenrahmen gesprengt wird. 

viergeschossigen Hauptgebäuden zu­
sammen, die alle miteinander ver­
bunden sind - auch durch einen Zen­
tralbereich, in dem u.a. ein Hörsaal, 
die Standortbibliothek und eine Ca­
feteria untergebracht sind. Der Zen­
tralbereich umschließt den soge­
nannten Marktplatz, zu dem eine 
baumbestandene Allee führt. 
In der Würdigung der Jury heißt es 
u.a. zum erstplazierten Entwurf, 
durch die gewählte Baustruktur mit 
dem inneren Erschließungsring wer­
de eine klare Orientierung im hori­
zontalen und vertikalen Erschlie-

Fortsctzung auf Seite 4 

Jelpke sagte auf der Pressekonferenz 
nachdrücklich, daß es an einer end­
gültigen Realisierung des Ausbaus in 
Wechloy, mit dem schon Ende ver­
gangenen Jahres begonnen worden 
ist, keinen Zweifel geben könne. Das 
Kabinett und der Aufsichtsrat der 
landeseigenen Hochschulbaugesell­
schaft (HBG) hätten dem Vorhaben 
zugestimmt - auch dann, wenn eine 
Vorfinanzierung durch das Land 
notwendig werden sollte. 
Die Auswahl des „Bremer Modells" 
durch den Gutachterausschuß, der 
sich aus Vertretern des Landes, der 
Stadt und der Universität zusammen­
setzte, begründete Jelpke damit, daß 
es den Architekten gelungen sei, die 
landschaftlichen Gegebenheiten voll 
zu berücksichtigen und trotzdem da­
bei ein hohes Maß an Funktionalität 
zu erreichen, Darüber hinaus bliebe 
der Entwurf voll im Kostenrahmen 
und sei im Hinblick auf die Folgeko­
sten am günstigsten einzuschätzen. 
Das Projekt, das jetzt realisiert wer­
den soll, setzt sich aus fünf ein- bis 

Norddeutschen Rundfunk und Ver­
fasser einer für Jugendliche geschrie­
benen Ossietzky-Biographie, soll 
nach dem Willen der Universität im 
Sommer 1981 einen Lehrauftrag über 
Ossietzky als politischer Publizist er­
halten. Ingeborg Drewitz ist im letz-
maligen Konzentrationslagers Ester­
we aen. 

Dieser Entwurf des Hannoveraner Architektenhüros Oesterlen, Cadez und Part­
ner in Bietergemeinschaft mit der Philipp Holzmann AG wurde auf Platz 2 von der 
Jury gesetzt. Er hat allerdings nur dann Chancen, verwirklicht zu werden, wenn die 
Verhandlung mit der erstplazierten ßietergemeinschaft über einige Änderungen 
scheitern sollten. 

4. bis 10. Mai 

Ossietzky-Tage '81 
Veranstaltungen mit Ingeborg Drewitz und Hermann Vinke 

Nach 1978 wird die Universität Oldenburg gemeinsam mit anderen Trägern 
zum zweiten Mal mit von ihr organisierten „Ossietzky-Tagen'81" an die Öffent­
lichkeit treten. Die Veranstaltungen laufen in der Zeit vom 4. bis 10. Mai. Der 4. 
Mai, der Todestag Carl von Ossietzkys wurde entsprechend dem Vorschlag 
einer interfraktionellen Arbeitsgruppe zum dies academicus erklärt. An diesem 
Tag soll auch das Schwerpunktprogramm laufen, an dem u.a. auch Rosalinde 
von Ossietzky-Palm, die Tochter des Friedensnobelpreisträgers, und die 
Schriftstellerin Ingeborg Drewitz teilnehmen werden. 

Am Montag, dem 4. Mai, stehen auf 
dem Programm folgende Veranstal­
tungen: 
• 11.00 Referat von Ossietzky-Bio-
graph Hermann Vinke über „Ossietz­
ky als politischer Journalist" 
• 16.00 Eröffnung der von Lehren­
den und Studenten zusammengestell­
ten Ossietzky-Ausstellung aber 
von dir wird ja gesprochen" im Lich­
thof der Fachhochschule Oldenburg 
• 20.00 Übergabe des im Besitz von 
Rosalinde von Ossietzky-Palm be­
findlichen Nachlasses Ossietzkys an 
die Universität Oldenburg- verbun­
den mit einer Lesung neuer Texte der 
Schriftstellerin Ingeborg Drewitz 
durch die Autorin in der Aula. 
Im weiteren Verlauf der Woche sol­
len zusätzlich folgende Veranstaltun­
gen angeboten werden: 

• Mittwoch, 6. Mai, 20.00, Aula: 
Filmvorführung „Der Aufstand" von 
Peter Lilienthal 
• Donnerstag, 7. Mai, 20.00, Aula: 
Benefiz-Konzert zugunsten des Do-
kumentations- und Informationszen­
trums Emsland-Lager" u.a. mit Jan 
& Jürn, Ossietzky-Songgruppe, und 
Zündschnüre. Moderator: Hermann 
Vinke. 

• Freitag, 8. Mai, 19.30, Aula: Eröff­
nung des „Forums zur Friedenserzie­
hung" mit einer Podiumsdiskussion 
zum Thema: „Erziehung zum Frie­
den - Möglichkeiten und Grenzen der 
schulischen Friedenserziehung -
• Samstag, 9. Mai, 9.00-18.00, Fort­
setzung des Friedensforums 
• Sonntag, 10. Mai, Gedenkveran­
staltung auf dem Friedhof des ehe-
Hermann Vinke, Redakteur im 

Landschaft verlangt 
Fachbereich Jura 
Ein Ansatz, die Universität über den 
Status einer vornehmlich der Heran­
bildung von Lehrern gewidmeten 
Hochschule hinauszuhelfen, ist nach 
Ansicht der Oldenburgischen Land­
schaft die Einrichtung eines Fachbe­
reichs Rechtswissenschaften. Wie de­
ren Präsident, Dr. Bergmann, auf,der 
8. Versammlung seiner Organisation 
erklärte, wäre ein solcher Beschluß 
der Landesregierung kulturpolitisch, 
regionalpolitisch und allgemeinpoli­
tisch überhaupt nicht zu überschät­
zen. Deshalb sei zu hoffen, daß die 
Landesregierung dem Votum der 
Gutachterkommission folge und Ol­
denburg mit seiner guten juristischen 
Infrastruktur zu einem Standort der 
Juristenausbildung mache. 

Senatssitzung 
verschoben 
Nicht, wie vorgesehen, am 15. April, 
sondern erst am 22. April findet die 
nächste Senatssitzung statt. Das be­
schloß das Gremium auf seiner letz­
ten Sitzung. 

Rosalinde von Ossietzky-Palm ur»d 
Hermann Vinke 

ten Jahr mit der Ossietzky-Medaille 
ausgezeichnet worden, die alljährlich 
von der Berliner Sektion der Interna­
tionalen Liga für Menschenrechte 
vergeben wird. 
Die Ausstellung „...aber von dir wird 
ja gesprochen" wurde von einem von 
Professor Dr. Boldt geleiteten Pro­
jekt zusammengestellt. Zu dieser 
Ausstellung, die so konzipiert und 
montiert ist, daß sie als Wanderaus­
stellung in Schulen und anderen öf­
fentlichen Einrichtungen gezeigt wer­
den kann, wird auch ein umfangrei­
cher Katalog erscheinen. 
Der Nachlaß Carl von Ossietzkys, so­
weit er sich im Besitz seiner Tochter 
Rosalinde von Ossietzky-Palm befin­
det, umfaßt im wesentlichen Briefe 

Fortsetzung auf Seite 4 

Köll will als 
Vizepräsident 
zurücktreten 
Der Chemiker Professor Dr. Peter 
Köll hat in einem Brief an den 
Präsidenten erklärt, daß er im 
kommenden Sommersemester 
sein Amt als 2. Vizepräsident „an 
einen neu zu wählenden Nachfol­
ger übergeben möchte". Durch 
den Umzug seiner Forschungs­
gruppe in die Cloppenburger 
Straße und die damit verbundene 
zusätzliche Arbeitsbelastung so­
wie durch Belastung in seinem 
wissenschaftlichen Aufgabenbe­
reich überhaupt sei er zu diesem 
Schritt gezwungen, begründete 
Köll seinen Entschluß. Er hoffe, 
daß dies verständlich sei und sei­
nem Wunsch ohne größere Kom­
plikationen entsprochen werden 
könne. Köll war im Sommer ver­
gangenen Jahres vom Konzil zum 
Vizepräsidenten gewählt worden, 
nachdem er zuvor mehrere Jahre 
als Dekan den Fachbereich IV ge­
leitet hatte. 
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Wiederbegründung und Niedergang 
der niedersächsischen Regionalparteien 
VW-Stiftung fördert Forschungsprojekt im Schwerpunktbereich „Deutschland nach 1945" 

Kurz notiert • Kurz notiert 

Die Stillung Volkswagen werk hat 
jetzt ein Forschungsvorhaben im 
Schwerpunktbereich „Deutschland 
nach 1945" genehmigt, das sich mit 
der „Wiederbegründung und Nieder­
gang der niedersächsischen Regio­
nalparteien in den Jahren von 1945 
bis 1965" beschäftigt. Leiter dieses 
Projektes, zu dem bereits zahlreiche 
Vorarbeiten gelaufen sind und für 
das etwa eine viertel Millionen Mark 
zur Verfügung stehen, ist der Olden- * 
burger Pol i tologe Professor Dr. 
Karl-Heinz Naßmacher, der im fol­
genden das Projekt zusammenfas­
send beschreibt: 

Die wissenschaftliche Betrachtung 
des deutschen Parteiensystems ist 
traditionell durch Verkürzungen der 
Perspektive gekennzeichnet: 

• Überbetonung der wellanschauli­
chen Grundlagen und der ideolo­
gisch-programmatischen Entwick­
lung 
• Bevorzugung der Parlamentsge-
schiehte gegenüber der Organisa­
tionsgeschichte 
• weitgehende Vernachlässigung re­
gionaler Dimensionen. 
In Niedersachsen agierten in der 
Nachkriegszeit drei Parteien mit re­
gionalen Schwerpunkten, die nur 
teilweise als Aus- oder Vorlauter 
bundesweiter Parteien gedeutet wer­
den können: 

• Das katholische Zentrum in Süd-
Oldenburg und im Emsland; 
• Die Deutsche Partei als Erneue­
rung weifischer Traditionen in den 
Bezirken Lüneburg und Stade; 
• Die (altliberale) FDP in den hand­
werklich und bäuerlich geprägten 
Gebieten Nord-Oldenburgs und in 
Teilen Ostfrieslands. 

Heute dominiert in den genannten 
Gebieten die Volkspartei CDU, der 
offenbar in drei Jahrzehnten die 
Sammlung von Wählcrgruppcn ge­
lungen ist, deren Zusammenlassung 
zu einer großen Partei - zumindest im 
Nordwesten Niedersachsens - in den 
vierziger und fünfziger Jahren noch 
nicht möglich war. 
Die exemplarische Analyse von Ab­
lauf und Bestimmungsfaktoren der 
Ausbreitung des nationalen Parteien­
systems in (politisch) periphere Ge­
biete zu Lasten der dort vorherr­
s c h e n d e n R e g i o n a 1 p a r t e i e n ist 
Gegenstand der geplanten Untersu­
chung, von der historisch fundierte 
Anstöße für die Wahlsoziologie und 
die empirische Parleienforschung er­
wartet werden. 

Eür die geplante Untersuchung die­
nen als erkenntnisleitende Fragestel­
lungen: 
• Warum kommt es in Niedersach­
sen zum Wiederaufleben regional­
spezifischer Parteien und nicht zu ei­

ner unterschiedliche Parteitraditio-
nen übergreifenden Sammlungspar­
tei? 
• Liegen dem Niedergang regionaler 
Schwerpunktparteien politische Ver­
änderungen auf Bundes- und Landes­
ebene, Mängel in der Vertretung re­
gionalspezifischer Sonderinteressen, 
Veränderungen der regionalen So­
zialstruktur oder Defizite der lokalen 
Organisation zugrunde? 
• Welche Bedeutung kommt lokalen 
Eliten, ihrer persönlichen Resonanz 
in der örtlichen Wählerschaft und ih­
rer Einbindung in überörtliche Par­
teiorganisationen für die Entwick­

lung der Regionalparteien zu? 
Die Erfassung der möglichst langfri­
stig angelegten Wahlgeschichte gan­
zer Regionen schafft die Vorausset­
zungen für quantitative Längs- und 
Q u e r s c h n i t t a n a l y s e n ( p o l i t i s c h -
soziale Gemeindeprofile über einen 
längeren Zeitraum bzw. Korrela­
tions-, Regressions- und Clusterana-
lysen für eine Vielzahl von Gemein­
den). Dabei lassen sieh für längere 
Zeiträume regionale Finzugsbcrciche 
und lokale Schwerpunkte einzelner 
Parteien identifizieren, die dann zum 
Gegenstand qualitativer Fallstudien 
gemacht werden. 

Remmers äußert sich zur 
Ausbildung von Musiklehrem 
Die Musiklehrerausbildung in Ol­
denburg stand im Mittelpunkt einer 
Fragestunde des Niedersächsischen 
Landtags am 28. Januar 1981. Die 
Abgeordneten Zempel und Milde 
(SPD) wollten unter anderem wissen, 
ob die Landesregierung dem Fach 
Musik dieselbe pädagogische Bedeu­
tung beimißt wie den „sogenannten 
wissenschaftlichen" Fächern. Aus­
gangspunkt dieser recht ungewöhnli­
chen Frage war die Feststellung der 
Abgeordneten, daß die musikprakti­
sche Ausbildung in Oldenburg noch 
immer nicht finanziell abgesichert ist 
und daher das Lehrerdefizit im Fach 
Musik für viele Jahre nicht behoben 
werden kann. 

Kultusminister Dr. Werner Remmers 
betonte in seiner Antwort und der 
darauffolgenden Debatte, daß erden 
musischen Unterrichtsfächern große 
Bedeutung zumesse. Doch müsse 
man sieh vor „verbalen Gleichwertig-
keitsbeteuerungen" hüten, die dem 
Musischen doch eher schadeten als 
nützten. Remmers ging mit dem Fach­
unterricht „Musik" an den Grund­
schulen ins Gericht und verschwieg 
nicht, daß er dem Fachlehrer einen 
allgemeinen Pädagogen, der mit sei­
nen Kindern Lieder singt, vorziehen 
würde. Der Fachunterricht, so arg­
wöhnte der Minister, habe den Kin­
dern bisweilen geschadet: sei ihm, 
dem Minister, doch zu Ohren gekom­
men, daß Studenten oft am Casset-
tenrekorder und nicht an richtigen 
Musikinstrumenten ausgebildet wür­
den. (Anmerkung: In Oldenburg 
kann ein Student in der Tat einen 
„apparativen Schwerpunkt" studie­
ren. Wenn er aber keinen Instrumen­
talunterricht erhalten sollte, so we­
gen der chronisch knappen Finanz­
mittel.) Auch eine einseitige theoreti­
sche Ausrichtung des Musikunter­
richts vertreibe eher die Freude an 

der Musik, als daß sie Kinder ermu­
tigte, Instrumente zu lernen. 
Der Minister ließ durchblicken, wie 
er bereits auf Abhilfe gesonnen hat: 
Die neuen Prüfungsordnungen korri­
gierten mit dem Drei-Fach-Studium 
die schlimmsten Auswüchse des 
Fachlehrerprinzips; die jüngsten 
Empfehlungen der Rahmcnrichtli-
nienkommission habe er mit den 
Worten zurückgewiesen: „So wollen 
wir das in den Schulen nicht haben". 
Auch die Verkürzung der Studienzei­
ten wird dazu beitragen, allzu viel 
Theoretisieren erst gar nicht aufkom­
men lassen. 

Die Studienkommission Musik des 
Fachbereichs 11 hat die relativ undif­
ferenzierte Herangehensweise der 
Regierung in Sachen Musikunter­
richt in einer ausführlichen Stellung­
nahme kritisiert. Der Verdacht drän­
ge sich auf, daß der Minister seine 
jüngsten schulpolitischen (Spar-) 
Maßnahmen erneut in ein günstiges 
Licht habe rücken wollen. Die kon­
krete Situation an den Schulen, die 
die Hauptursache für eine zu geringe 
Entfaltung musikalischer Begabun­
gen ist, habe der Minister großzügig 
ignoriert, weil sie teilweise auch auf 
sein Konto gehl: Kaum Fachräume, 
hoher Unterrichtsausfall, schlechte 
materielle Bedingungen, zu wenige 
ausgebildete Lehrer. Auch sei der sin­
gende Schulmeister nicht mehr das 
adäquate Gegenbild zum derzeitigen 
Musikunterricht, der immer wieder 
in die Rolle einer Reparaturwerkstatt 
für Massenmedien-Geschädigte ge­
drängt werde. Vollends unverständ­
lich sei aber, daß der Minister eine 
Attacke gegen Theorie im Musikun­
terricht reite, wenn es ausgerechnet 
um die fehlenden Mittel für den mu­
sikpraktischen Bereich in Oldenburg 
gehe. 

wms 

Reader über Projekte des ersten 
Studienabschnittes erschienen 
Im ZpB ist jetzt eine neue Broschüre 
über „Schulische und außerschuli­
sche Erkundungen in der einphasigen 
Lehrerausbildung" erschienen. Sie 
wurde von Ilka Grabbe-Eglof unter 
Mitarbeit von Marianne Kriszio und 
Christine Woesler herausgegeben 
und ist aus der Arbeit der bisherigen 
Studienkommission für den erzie-
hungs- und gesellschaftlichen (EG) 
Bereich entstanden. Diese hatte sich 
vorgenommen, für die Projekte des 1. 
Studienabschnitts einen „Reader" zu­
sammenzustellen, der in möglichst 
anschaulicher Form Hinweise zur 
Vorbereitung, Durchführung und 
Auswertung von Erkundungen und 
deren Integration in die allgemeine 
Projektarbeit gibt. Dabei sollte es 
nicht darum gehen, eine bestimmte 
Konzeption verbindlich vorzuschrei­
ben, sondern man wollte deutlich 

machen, welche unterschiedlichen 
Ansätze bisher vertreten und erprobt 
wurden, und welche Erfahrungen da­
zu vorliegen. 

Die EG-Kommission veranstaltete 
deshalb im Mai 1979 mehrere Grup­
pendiskussionen mit Veranstaltern 
von Projekten des 1. Studienab­
schnitts, an denen 12 Lehrende teil­
nahmen. Aus den Tonbandmit­
schnitten stellte eine Redaktions­
gruppe die Aussagen der einzelnen 
Lehrenden zu den angesprochenen 
Themen zusammen, Diese bezogen 
sich gemäß dem vorgegebenen Fra­
genkatalog in einer Grobgliederung 
auf die Dimensionen 

- Erkundungsthematik 
- Vorbereitung der Erkundungen 
- Durchführung der Erkundungen 
- Auswertung 

und umfassen z.B. solche Fragen wie: 
Stellenwert der Erkundungen, Zu­
sammenhang von schulischen und 
außerschulischen Erkundungen, Ko­
operation mit Praktikern, Interdiszi-
plinarität, Motivation der Studenten, 
Vorerkundungen, Verwendung von 
Methoden der empirischen Sozialfor­
schung (insbesondere Beobachtung 
und mündliche Formen der Befra­
gung), Betreuung durch die Lehren­
den, Erkundungsberichte usw. 
In einem umfangreichen Anhang 
sind Materialien zusammengestellt, 
die in den befragten Projekten zur 
Vorbereitung der Erkundungen ver­
wendet wurden. Außerdem enthält 
der Reader eine kurze Übersicht über 
Veröffentlichungen, die mehr oder 
weniger im Zusammenhang mit der 
Erkundungsthematik stehen. 

mk 

Kin Programm für das SS 81 hat jetzt 
das Fernstudienzentrum der Univer­
sität Oldenburg herausgegeben. Die 
Universität unterhält dieses Zen­
trum. das Studenten der Fernuniver-
sität Hagen aus diesem Raum be­
treut. 

Für die Förderung ausländischer Stu­
denten an niedersächsischen Hoch­
schulen stehen 1981 730.000 Mark 
aus Landesmitteln zur Verfügung. 
Davon werden ca. 600.000 Mark für 
Studenten aus Entwicklungsländern, 
der Rest für die übrigen ausländi­
schen Studenten aufgewandt werden. 
Wie das Wissenschaftsministerium 
erläuterte, werde ein Schwerpunkt 
innerhalb dieser Gesamtbeträge 
durch das Bund-Länder-Programm 
für Studierende aus Entwicklungs­
ländern an Fachhochschulen 
(400.000 Mark) gesetzt. Diese 
Schwerpunktbildung sei darauf zu­
rückzuführen, daß der Bedarf an 
Führungskräften in Entwicklungs­
ländern vor allem auf praxisorien­
tierte Fachleute gerichtet sei. 

„Die naturwissenschaftlichen und 
technischen Fächer an Schulen und 
Hochschulen müssen für Schüler und 
Studenten wieder anziehungskräfti­
ger werden", erklärte der Bundesmi­
nister für Bildung und Wissenschaft, 
Björn Engholm. Er verwies auf freie 
Studienplatzkapazitäten in naturwis­
senschaftlichen und technischen Fä­
chern. Hier gäbe es gut ausgebaute 
und moderne Studienmöglichkeiten. 
Auch hätten sich die Berufschancen 
für Naturwissenschaftler in den letz­
ten Jahren eindeutig verbessert. „An­
gesichts dieser Entwicklung", sagte 
Engholm weiter, „müssen sich alle 
Verantwortlichen mit der Frage be­
schäftigen, wie mehr Interesse und 
mehr Spaß an den Inhalten von na­
turwissenschaftlich-technischen Fä­
chern vermittelt werden können." 
Dazu gehören z.B. auch Überlegun­
gen zur Verbesserung der Stoffver­
mittlung in diesen Fächern in Schule 
und Hochschule. 

Der Niedersächsische Wissenschafts­
minister Prof. Dr. Eduard Pestel ist 
aufgrund seiner wissenschaftlichen 
Arbeiten im Zusammenhang mit der 
Entwicklung moderner Methoden 
der Elastomechanik und der Anwen­
dung der Systemtheorie aufbrennen­
de Probleme unserer Zeit von der Na­
tional Academy of Engineering in 
Washington (USA) zum Ausländi-

Gute Erfahrungen mit 
der Studienberatung 
Zu dem Auswertungsbericht über 
Modellvorhaben zur Studienbera­
tung durch die Bund-Länder-Kom­
mission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK), der im 
März erschien, sagte der Bundesmi­
nister für Bildung und Wissenschaft, 
Björn Engholm: „Studienberatung 
trägt nicht nur dazu bei, dem einzel­
nen Studierenden bei seinen Studien­
entscheidungen zu helfen und ihm ei­
nen erfolgreichen Abschluß des Stu­
diums zu erleichtern; gut eingesetzte 
Studienberalung kann gleichzeitig 
die Wirtschaftlichkeit im Hochschul­
bereich steigern." 

In dem vorliegenden Bericht wurden 
zehn Modellvorhaben zur Studienbe­
ratung ausgewertet, die Bund und 
Länder seit 1973 mit je 15 Millionen 
Mark gefördert haben. Daß dieses 
Geld gut angelegt gewesen sei, zeige 
sich - so Bundesbildungsminister 
Engholm - daran, daß in den sechs 
am Modellversuchsprogramm betei­
ligten Ländern (Baden-Württem­
berg, Hamburg, Hessen, Niedersach­
sen, Nordrhein-Westfalen, Saarland) 
die Studienberatung erheblich ausge­
baut worden sei. Ziel müsse es jetzt 
sein, die Erfahrungen aus den Mo­
dellvorhaben möglichst auf alle 
Hochschulen zu übertragen, um in 
Übereinstimmung mit dem Entwurf 
der Fortschreibung des Bildungsge­
samtplans ein kontinuierliches und 
flächendeckendes Angebot an Stu­
dienberatung zu gewährleisten. 

sehen Mitglied ernannt worden. Die 
National Academy of Engineering 
hat nach letztem Stand 1.022 Mit­
glieder, die Bürger der USA sind, und 
insgesamt lediglich 81 ausländische 
Mitglieder, sogenannte „foreign 
associates", unter ihnen nur 2 deut­
sche. 

Staatssekretär Kuhlwein wies darauf 
hin, daß seit dem Wintersemester 
1979/80 von der Fernuniversität Ha­
gen ein Fernstudiengang zur Sonder­
pädagogik angeboten wird. Er sei in | 
seinem ersten Studienjahr von 1.150 
Studierenden genutzt worden. Auch 
die mehr als 1.300 Einschreibungen 
für das zweite Studienjahr zeigten, 
daß ein erheblicher Bedarf an grund­
legenden Informationen über son­
derpädagogische Fragen bestehe. 
Die Fernstudienmaterialien seien im 
Rahmen eines vom Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft geför­
derten Modellvorhabens entwickelt 
worden. Der Bund habe für dieses 
Vorhaben von Oktober 1979 bis En­
de September 1981 1,4 Millionen 
Mark bewilligt. 

Nur etwa 450 beamtete Lehrkräfte ha­
ben von der zum 1.2.1981 erstmals 
möglichen erweiterten Teilzeitbe­
schäftigung Gebrauch gemacht. Da­
durch konnten zum 1.2.1981 rund 
150 zusätzliche vollzeitbeschäftigte 
Lehrkräfte im Beamtenverhältnis 
eingestellt werden. Im vergangenen 
Jahr hatten in einer Blitzumfrage 
noch ca. 650 Lehrkräfte aus dem 
Grund-, Haupt- und Realschulbe­
reich ein ernsthaftes Interesse an ei­
ner Teilzeitbeschäftigung bekundet, 
so daß mit einer erheblich höheren 
Zahl von Anträgen auf Arbeitszeiter­
mäßigung gerechnet wurde. 

„Raum und Klang" 
Gustave Becerra-Schmidt, chileni­
scher Musikwissenschaftler an der 
Universität Oldenburg und weltweit 
bekannter Komponist, hat zusam­
men mit seiner Frau, der bildenden 
Künstlerin Fluor Auth.eine Ausstel­
lung „Raum und Klang" arrangiert. 
die zur Zeit im Haus des Oldenburger 
Kunstvereins zu sehen bzw. zu hören 
ist. Zu den raumbelebenden und 
-gestaltenden Textilarbeiten von 
Fluor Auth komponierte Becerra-
Schmidt synthetisch hergestellte 
Klangdispositionen, die vom Besu­
cher selbst ausgelöst werden können. 
Die Ausstellung läuft noch bis zum 
17. April. 

Wandscher weist 
Vorwürfe zurück 
In einem Schreiben an Professor Dr. 
Dieter Kimpel hat der Oldenburger 
Oberstadtdirektor Heiko Wandscher 
die gegen die Klävemann-Stiftunger-
hobenen Vorwürfe (siehe uni-info 
5/81) energisch zurückgewiesen. Die 
Stiftung werde entsprechend dem 
Willen der Stifter, der Brüder Kläve-
mann, geführt. Zum StiftungsvermÖ-
gen führt Heiko Wandscher an, daß 
dem vorsichtig bewerteten Sachver­
mögen vor, 26.500.000 Mark aufge­
nommene Darlehen von 5.458.685 
Mark gegenüberstünden (Stand 
31.12.1980). Diese Darlehensschul­
den würden mit null bis 8,58 Prozent 
verzinst. Diese Zahlen sprächen für 
sich und es könne nicht behauptet 
werden, daß die Stiftung überschul­
det sei. 

Wandscher führte weiterhin aus, daß 
es Aufgabe der Stiftung ist, Wohnun­
gen zu errichten und zu unterhalten. 
Bauten, die vor mehr als 100 Jahren 
gebaut wurden, entsprächen unter 
Umständen nicht mehr den Wohnbe­
dürfnissen von heute. 
Professor Kimpel hatte dagegen er­
klärt, daß der Erhalt der alten Häuser 
nicht nur wegen der „ästhetischen Er-
fahrbarmachung von sozialhisiori-
schen wichtigen Denkmälerensem­
bles" notwendig sei, sondern es ginge 
hier auch darum, sieh für gesell­
schaftlich benachteiligte Bürger ein­
zusetzen, die durch Nichlsanierung 
aus ihren angestammten Wohnungen 
vertrieben werden sollten. 
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Außeruniversitäre Institute: 

Nord-Süd-Gefälle von 
Abgeordneten kritisiert 
Zurückhaltende Antwort der Landesregierung 
„Eine erfolgversprechende Planung 
außeruniversitärer . Forschungsein­
richtungen im westlichen und nord­
westlichen Niedersachsen wird ent­
scheidend von der weiteren Entwick­
lung der dortigen Universitäten, ins­
besondere im Bereich der Forschung, 
abhängen." Das erklärte der Staats­
sekretär im niedersächsischen Wis­
senschaftsministerium, Rolf Möller, 
aufgrund einer Kleinen Anfrage der 
SPD-Abgeordneten Bruns, Arens, 
Schultze und Milde (Oldenburg), die 
von der Landesregierung u.a. hatten 
wissen wollen, welche Berücksichti­
gung bei der Ansiedlung außeruni­
versitärer Institute die Hochschul­
standorte Oldenburg und Osnabrück 
finden würden. 

Die Abgeordneten hatten sich dabei 
auf den Bericht der Forschungsstruk­
turkommission bezogen, der nach ih­
rer Meinung nicht hinreichend klar­
mache, wie und mit welchen for­
schungspolitischen Ansätzen spezi­
fisch auf die niedersächsische Wirt­
schaftsstruktur gehandelt werden 
solle. Außerdem werde aus dem Ab­
schlußbericht nicht erkennbar, auf­
grund welcher Bedarfsanalysen wirt­
schaftsstruktureller, Standort- und 
mittelstandsspezifischer Art die For­
schungsinstitute vorgeschlagen und 
geplant wurden. Der Wille zu einer 

besseren und ausgewogenen räumli­
chen Bedienung werde ebenfalls 
nicht ersichtlich. Möller erklärte u.a. 
dazu, aufgrund der Bestandsaufnah­
me der Forschungsstrukturkommis­
sion lasse sich feststellen, daß nach 
wie vor der überwiegende Teil der für 
die Forschung bestimmten Mittel 
den Hochschulen zufließe. Im Zu­
sammenhang mit der Ansiedlung 
neuer außeruniversitärer For­
schungseinrichtungen habe die 
Strukturkommission ausgeführt, daß 
anspruchsvolle Forschung auf ein 
wissenschaftliches Umfeld angewie­
sen sei, das vielfältige interdisziplinä­
re Kooperation ermögliche, die im 
Regelfall nur an Hochschulstandor­
ten gegeben sei. Deshalb ist nach 
Meinung des Staatssekretärs die 
Qualität der geleisteten wissenschaft­
lichen Forschung an den Hochschul­
standorten selbst maßgebend. 
Als bestürzend bezeichnete der Präsi­
dent der Oldenburgischen Land­
schaft, Dr. Bergmann, die Tatsache, 
daß innerhalb Niedersachsens ein be­
sonders starkes Gefälle zum Nachteil 
des Nordens und Nordwestens im 
Hinblick auf Forschungseinrichtun­
gen gegeben sei. Bergmann laut 
NWZ wörtlich: „Ein Raum, der ein 
Defizit an Forschung hat, wird bald 
auch ein Defizit an wirtschaftlicher 
Entwicklung festzustellen haben." 

Schulenberg in 
Expertenkommission 

Das Land Niedersachsen hat mit sei­
nem 1970 verabschiedeten Erwach­
senenbildungsgesetz in der Bundesre­
publik die Phase der gesetzlichen 
Anerkennung der Erwachsenenbil­
dung als Zweig des öffentlichen Bil­
dungswesens eingeleitet. Zwar be­
stand seit 1954 in Nordrhein-Westfa­
len eine gesetzliche Regelung für die 
Erwachsenenbildung, die sich aber 
nur auf Zuschuß-Modalitäten bezog 
und mit dem umfassenderen nieder­
sächsischen Gesetz und den ihm fol­
genden Gesetzen in den meisten an-
d e r e n B u n d e s l ä n d e r n n i c h t 
vergleichbar ist. 

Der Niedersächsische Minister für 
Wissenschaft und Kunst hat nun­
mehr eine dreiköpfige Expertenkom­
mission beauftragt, die eine kritische 
Aufarbeitung der bisherigen Erfah­
rungen mit dem Gesetz vornehmen 
soll. In diese Kommission hat der Mi­
nister die Erziehungswissenschaftler 
Prof. Dr. Franz Pöggeler (Techni­
sche Universität Aachen) und Prof. 
Dr. Joachim H. Knoll (Universität 
Bochum) sowie den Soziologen Prof. 
Dr. Wolfgang Schulenberg (Univer­
sität Oldenburg) berufen. Schulen­
berg hat bereits der Kommission an­
gehört, die in den 60er Jahren die 
ersten Vorarbeiten für das Nieder-
sächsische Erwachsenenbildungsge­
setz ausgearbeitet und deren Gut­
achten zu dem Gesetz geführt hat. 
Das neue Gutachten soll möglichst in 
Jahresfrist abgeschlossen werden. 

Halbzeit in der Studienreform 
Die Arbeit der niedersächsischen 
Studienreformkommissionen hat ih­
re Halbzeit erreicht und wird voraus­
sichtlich gegen Ende 1982 abge­
schlossen werden können. Vor der 
Presse wies der Wissenschaftsmini­
ster Prof. Dr. Eduard Pestel in Han­
nover darauf hin, daß in den vergan­
genen 18 Monaten 30 Fachkommis­
sionen, denen das gesamte Lehrange­
bot der niedersächsischen Hochschu­
len zugeordnet sei, ihre Arbeit aufge­
nommen hätten. 

Nach dem derzeitigen Stand der Ar­
beit in den einzelnen Fachkommis­
sionen, so Minister Pestel, gehe er 
davon aus, daß einige Kommissionen 
bereits im Jahre 1981, die Mehrheit 
der Kommissionen voraussichtlich 
im Laufe des Jahres 1982.ihre Arbeit 
beenden würden. Lediglich im Falle 
der Rechtswissenschaften werde we­
gen der noch ausstehenden bundes­
gesetzlichen Vorgaben eine Verlän­
gerung des Arbeitsauftrages in das 
Jahr 1983 hinein notwendig werden. 
Danach könne die zur Unterstützung 
der Studienreformkommission ein­
gerichtete „Zentrale Arbeitsstelle 
Studienreform" etwa zum Jahresen­
de 1982 aufgelöst werden, da im Jah­
re 1983 dann allenfalls Abwicklungs­
arbeiten anfallen würden. 
Befriedigt äußerte sich der Minister 
zu der bisher in den einzelnen Kom­
missionen geleisteten Arbeit. 6 Fach­
kommissionen haben bereits Emp­
fehlungen zur Reform der Studien­
gänge vorgelegt. Die Empfehlungen 
enthalten Ausführungen zum Stand 
der Wissenschaft, zu den Berufsfel­
dern, auf welche die einzelnen Stu­
diengänge vorbereiten, zu den Aus­
bildungszielen, zum Aufbau und In­
halt der Studiengänge, zu den Anfor­
derungen, zu Formen der akademi­
schen Lehre und der Prüfungen sowie 
in einigen Fällen zu Aufbaustudien 
und weiterbildenden Studien. Die 
Empfehlungen sind, nach Abstim­
mung mit den übergeordneten Kom­
missionen, der Ständigen Kommis­
sion für die Studienreform und der 
Koordinierungskommission für die 
Lehramtsstudiengänge, den Hoch­
schulen zur Stellungnahme zugeleitet 
worden. In einem zweiten Arbeits­
schritt werden die Kommissionen 
Musterstudien- und Musterprü­
fungsordnungen erstellen, um bei­
spielhaft die Umsetzung der Empfeh­

lungen in die Praxis aufzuzeigen. In 
einem dritten und letzten Arbeits­
schritt werden die Stellungnahmen 
der Hochschulen zu den Empfehlun­
gen erörtert und ggf. in die Empfeh­
lungen eingearbeitet. Darauf folgt 
die endgültige Verabschiedung der 
Empfehlungen gemeinsam mit den 
Musterordnungen. 

Organisationsstruktur 

„Die bisher geleistete Arbeit der Stu­
dienreformkommissionen macht 
mich zuversichtlich, daß die schwieri­
ge Aufgabe der inhaltlichen Studien­
reform in den kommenden Jahren 
ein entscheidendes Stück vorankom­
men wird", erklärte Minister Pestel 
abschließend. 

MWK 

„Senat verletzte bewußt 
die Grundordnung" 
Scharfe Kritik der „Demokratischen Hochschule* 
Scharfe Kritik haben die Senatsmit­
glieder der Professorengruppe „De­
mokratische Hochschule" in einer 
Stellungnahme an dem mehrheitlich 
gefaßten Beschluß des Senats geübt, 
die Entscheidung des Fachbereichs­
rates 1 zur Organisationsstruktur 
nicht zu übernehmen. Der FBR 1 war 
bei seiner Sitzung am 4. März von 
seiner bisherigen Haltung abgewi­
chen und hatte seine Teilung in der 
auch vom Minister vorgesehenen 
Form beschlossen (FB Philosophie/ 
Psychologie/Sportwissenschaften 
und FB Pädagogik/Sonderpädago­
gik). In der Stellungnahme der 
Professoren, die auch ein Minder­
heitsvotum gegen die Senatsbe­
schlüsse eingelegt haben, heißt es, als 
unwahr habe sich die Behauptung 
der Mehrheit des Senats im Hinblick 
auf die unterschiedliche Behandlung 
der Fachbereiche erwiesen, man re­
spektiere eben die Beschlüsse dieser 
Gremien. Weiter warfen die Profes­
soren der Senatsmehrheit vor, be­
wußt die Grundordnung verletzt zu 
haben. Der FBR I hatte seine Ent­
scheidung mit der Grundordnung be­
gründet, die in § 61, Abs. 2, Nr. 3 
vorsieht, daß einem Fachbereich 
nicht mehr als 30 hauptamtliche 
Hochschullehrer angehören sollen. 

* 
In einem Schreiben an MdL Horst 
Milde (Oldenburg) hat Wissen­
schaftsminister Prof. Dr. Eduard Pe­
stel erklärt, sein Umgang mit den 
Hochschulen werde auch künftig 
durch Respekt vor der Eigenständig­

keit der Universität geprägt sein, so 
daß er zu Mitteln der Rechts- und 
Fachaufsicht nur dann greifen werde, 
wenn trotz intensiver Bemühungen 
eine einvernehmliche Lösung nicht 
gefunden werden könne. Pestel ant­
wortete damit auf einen Vorschlag 
Mildes, in die 2. NHG-Novellierung 
eine Bestimmung aufzunehmen, wo­
nach die Universität selbst darüber 
entscheiden können sollte, ob sie ne­
ben den Professoren den anderen 
Statusgruppen Mitbestimmungs­
rechte in Instituten und Seminaren 
einräumen will. Konkret wollte sich 
der Minister zu diesem Vorschlag 
nicht äußern, der auch von der Uni­
versität unterstützt wird (siehe auch 
„Im Wortlaut"). 

Keine Vergabe des 
Ossietzky-Preises 
Der von der Stadt ausgeschriebene 
„Carl-von-Ossietzky-Preis" wird 
nicht vergeben. Nach Meinung der 
Jury war keine der zehn eingereich­
ten Arbeiten - darunter zwei von 
Oldenburger Studenten - preiswür­
dig. Nur eine wurde von dem Jury-
Mitglied Dr. Walter Leonard als der 
Form nach in Ordnung befunden. 
Wie Kulturdezernent Dr. Seeber be­
tonte. soll sich künftig die Ausschrei­
bung des Preises nicht mehr an der 
Person Ossict/.kys, sondern an der 
demokratischen Entwicklung in 
Deutschland orientieren. 

Im Wortlaut 
Petition an Niedersächsischen Landtag zur 
Mitbestimmung in Instituten und Seminaren 

Der Senat hat auf seiner letzten Sitzung eine Petition an den Niedersächsi­
schen Landtag verabschiedet, in der das Parlament gebeten wird, den Hoch­
schulen zu ermöglichen, Mitbestimmungsrechte für Studenten, wissen­
schaftliche Mitarbeiter und Dienstleister auch in den wissenschaftlichen 
Einrichtungen zu verankern. Nachfolgend die vom Präsidenten formulierte 
Petition im Wortlaut: 

Präsident und Senat der Universität Ol­
denburg bitten den Niedersächsischen 
Landtag, im Zusammenhang mit der No-
veillerung des Niedersächsischen Hoch­
schulgesetzes IjJ 101 NHG dahingehend zu 
ändern, daß er den Hochschulen die Mög­
lichkeit eröffnet, in ihren Grundordnungen 
- mit dem dafür vorgesehenen Verfuhren 
nach § 73 Abs. I NHG - eine Vorstandsre­
gelung für Wissenschaftliche Hinrichtun­
gen beschließen zu können, die bei Wah­
rung der Professorenmehrheit den anderen 
Statusgruppen Sitz und Stimme im Vor­
stand gibt. 

Erläuterung 
Mit der Einbindung der Vorstandsregelung 
für Wissenschaftliche Einrichtungen in die 
Grundordnungen gewährt der Gesetzgeber 
den Hochschulen eine angesichts unter­
schied/icher Traditionen, Strukturen und 
Zielsetzungen notwendige Flexibilität in 
der Handhabung dieser Regelung. Diejeni­
gen Hochschulen, in denen die bisherige 
Regelung als bewährt akzeptiert wird. 
werden nicht gezwungen, diese zu revidie­
ren; diejenigen Hochschulen aber, die mit 
dem geforderten Maß an Konsens eine an­
dere Regelung für sinnvoll hallen, können 
diesem Konsens entsprechend verfahren. 

Begründung 
1. Für die Möglichkeit, allen Statusgrup­
pen Sitz und Stimme im Vorstand der Wis­
senschaftlichen Einrichtungen zu gewäh­
ren. spricht zunächst der Grundsatz der 
Zweckmäßigkeit von gleichartigen Ent-
scheidungsverfahren für vergleichbare 
Eni Scheidungsprozesse. In den Wissen­
schaftlichen Einrichtungen der Hochschu­
len sind Entscheidungen über Haushalts-, 
Personal- und Sachfragen zu treffen, wie 
sie in durchaus vergleichbarer Weise in den 
Fachbereichen der Hochschulen anfallen. 
Fachbereiche und Wissenschaftliche Ein­
richtungen sind die entscheidenden Gliede­
rungselemente der Hochschulen; die für sie 
verantwortlichen Kollegialorgane sollten 
daher nach gleichartigen Vertretungsprin-
zipien zusammengesetzt sein können (ent­
sprechend § 79 NHG). 
2. In den Wissenschaftlichen Einrichtun­
gen hat eine erhebliche Zahl der wissen­
schaftlichen Mitarbeiter sowie der Mitar­
beiter im technischen und Verwaltungs­
dienst ihren Arbeitsplatz bzw. wird ihn 
dort erhalten. Die wissenschaftliche For­
schung und Lehre sind in wachsendem Ma­
ße auf diese Mitarbeiter angewiesen. De­
ren Arbeitsbedingungen wie auch insge­
samt die Gestaltung ihrer Arbeitszusam­
menhänge hängen wesentlich von Ent­
scheidungen ab. die von den Vorständen 
der Wissenschaftlichen Einrichtungen ge­
troffen werden. Wenn diesen Mitarbeitern 
dabei eine Mitbestimmungsmöglichkeit 
eröffnet werden kann, dient dies einerseits 
der Entwicklung Wissenschaft^freundli­
cher Arbeitsverhältnisse, weil man sich er-
fahrungsmäß in dem Maße mit einer Ar­
beit identifiziert, in dem man sie mit zu 
verantworten hat. Das ist insbesondere 
dann von Belang, wenn man den modernen 
Wissenschaftsbetrieb berücksichtigt, in 
dem die Kooperation verschiedener Wis­
senschaftler zunehmend an Gewicht ge­
winnt. Andererseits kann die Mitbestim­
mung als eine wichtige Voraussetzung 
dafür angesehen werden, daß Arbeitskon­
flikte zwischen den Statusgruppen ohne 
allzu große Reibungsverluste gelöst wer­
den können. 
3. Das Hochschulrahmengesetz hat sol­
chen Überlegungen Rechnung getragen 
und in § 38 Abs. 4 festgelegt, daß auch an 
den Entscheidungen über Fragen der For­
schung und der Lehre alle Mitglieder der 
Hochschulen stimmberechtigt mitwirken. 
Das Niedersächsische Hochschulgesetz 
selbst gewährt den wissenschaftlichen Mit­
arbeitern sowie den Mitarbeitern im tech­
nischen und Verwaltungsdienst in den Kli­
nikkommissionen und Klinik vorständen 
Mitbestimmungsrechte. Es ist schwer 
nachvollziehbar, daß das NHG nach § 113 
Mitbestimmungsrechte für unterschiedli­
che Statusgruppen vorsieht und sie im 

durchaus vergleichbaren Fall des tf Uli völ­
lig ausschließt. 

4. Die Gewährung von - durchaus unter­
schiedlichen - Mitbestimmungsmöglich­
keiten für alle Statusgruppen der Hoch­
schulen erscheint aus den dargelegten 
Gründen nicht nur als sinnvoll, sie ent­
spricht auch der durchgängigen Rechts­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
Dieses hat bei unterschiedlicher personel­
ler Besetzung nahezu konsequent die Linie 
eingehalten, die in dem für das Demokra-
tieversländnis des Grundgesetzes grundle­
genden Urteil vom 17,8.1956 begonnen 
worden ist. Dort heißt es: „ Um seiner (sc. 
des Mensehen) Würde willen muß ihm eine 
möglichst weitgehende Entfaltung seiner 
Persönlichkeit zugesichert werden. Für 
den politisch-sozialen Bereich bedeutet 
das, daß es nicht genügt, wenn eine Obrig­
keit sich bemüht, noch so gut für das Wohl 
von 'Untertanen' zu sorgen; der einzelne 
soll vielmehr in möglichst weitem Umfan­
ge verantwortlich auch an den Entschei­
dungen für die Gesamtheit mitwirken." 
In mehreren Urteilen hat das Bundesver­
fassungsgericht diese Grundposition auf 
Fragen der Hochschulstruktur bezogen 
und dabei immer wieder betont, daß das 
Recht auf Wissenschaftsfreiheit nicht das 
Recht auf Mitwirkung aller Hochschulan­
gehörigen an den Entscheidungen aus­
schließt. So hält das Bundesverfassungsge­
richt in seinem Urteil vom 29.5.1973 es für 
erforderlich, daß „die Interessen der ver­
schiedenen Hochschulangehörigen, der 
Wissenschaftler, ihrer Mitarbeiter und der 
Studenten sowie der übrigen Bediensteten 
miteinander abgestimmt und koordiniert 
werden. Sie alle müssen sich - bedingt 
durch das Zusammenwirken mit den ande­
ren Grundrechtsträgern und mit Rücksicht 
auf den Ausbildungszweck der Universität 
- Einschränkungen gefallen lassen, In die­
sem Spannungsfeld konkurrierender 
Rechte und Interessen kann sich naturge­
mäß die Wissenschaftsfreiheit des Einzel­
nen nicht schlechthin und schrankenlos 
durchsetzen". In bezug auf die Stellung der 
Studenten ist das Gericht in seinem Urteil 
vom 7.W.I9X0 der Auffassung, daß der 
Student Jedenfalls nicht bloßes Objekt 
der Wissenschaftsvermitilung (ist), son­
dern er soll ein mitarbeitendes, an der wis­
senschaftlichen Erörterung beteiligtes 
Mitglied der Hochschule sein; das Studium 
an der Universität ist auf aktive Teilnahme 
am Wissenschaftsprozeß hin angelegt. Zu­
mindest soweit der Student bereit und in 
der Lage ist, in diesem Sinne an der wissen­
schaftlichen Lehre teilzunehmen, kann 
auch ihm das Grundrecht aus Art. 5 Abs: 3 
Satz I GG zustehen". Nach den zitierten 
Urteilen des Bundesverfassungsgerichts 
wie auch nach den Beschlüssen vom 
8.2.1977 und 1.3.1978 müssen die Struktu­
ren der Hochschulen sowohl die Wissen­
schaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz I 
GG wahren als auch die Beiei/igung aller 
Betroffenen an der akademischen Selbst­
verwaltung ,ti währ/eisten. Eine Änderung 
des ff 101 NHG in der beantragten Form 
würde mit dieser Interpretation des 
Grundgesetzes durch das Bundesverfas­
sungsgericht voll übereinstimmen. 
5. Es sollte schließlich besonders berück­
sichtigt werden, daß die Gewährung von 
abgestuften Mitbestimmungsmöglichkei­
ten allen Mitgliedern der Universität, ins­
besondere auch den Studenten, ein wichti­
ges Erfahrungsfeld ersehließt, das sie zu 
verantwortlichem Handeln in einem frei­
heitlichen. demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat befähigt (S 8 NHG). Die Ein­
sicht in den Werl einer demokratischen 
Ordnung ist durch die nur rezeptive Infor­
mation nicht zu gewinnen; sie sollte daher 
nicht nur intellektuell vermittelt, sondern 
in der Beteiligung an KntScheidungspro­
zessen erfuhren, erlebt werden. Wenn es 
schon kaum gelingt, den nachwachsenden 
Generationen die geschichtlichen Erfah­
rungen zu vermitteln, die die Entwicklung 
der Bundesrepublik von Anfang an be­
stimmten, dann sollte nichts unterlassen 
werden, was ihnen die Chance eigener Er­
fahrung im Umgang mit demokratischen 
Verfahren bieten kann. 
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Wechloy-Ausbau entschieden 
Fortsetzung von Seite 1 
ßungssystem erreicht. Der Zentralbe­
reich biete optimale Voraussetzun­
gen für Kommunikation und studen­
tisches Leben. Die systematische 
äußere Gestaltung mit landschaftsge­
mäßen Materialien werde im Inneren 
der Baukörper gleichwertig fortge­
setzt. Die kompakte bauliche Anlage 
ermögliche nicht nur eine gute An-
bindung der Fächer untereinander, 
sondern auch eine vorwiegend direk­
te Versorung durch die zentrale Ein­
richtung technisch-wissenschaftli­
cher Anlagen {ZETWA). Besonders 
hervorgehoben wird außerdem von 
der Jury, daß die Bremer Bieterge­
meinschaft besonders energiesparen­
de Maßnahmen eingeplant habe. Zur 
Wärmerückgewinnung aus Lüftung 
und Blockheizkraftwerk sollen Wär­
mepumpen und Kondensatorwärme­
nutzung eingesetzt werden. 
Wie auch bei den anderen vier Bie­
tern gehört zu dem Entwurf der Bre­
mer Gruppe auch eine Nebenmensa 
und der Bau von Sportanlagen. Die 
Nebenmensa ist bereits dem Rotstift 
zum Opfer gefallen, der Bau der 
Sportanlagen noch nicht beschlosse­
ne Sache. Ebenfalls nicht beschlosse­
ne Sache ist die Anlage eines Botani­
schen Gartens im Bereich Wechloy, 
obwohl im Augenblick an der Detail­
planung mit Hochdruck gearbeitet 
wird. Der Vorstand des Botanischen 
Gartens rechnet fest damit, daß zu­
mindest Teile der Planungen ver­
wirklicht werden. Wann die Landes­
regierung in dieser Frage zu einer 
Entscheidung kommt, steht aller­
dings dahin. 

Dagegen ist klar, daß Mitte Juni mit 
Hochdruck auf dem Standort Wech­
loy gebaut werden soll, nachdem die 
Stadt bereits die Vorarbeiten dafür 
geleistet hat und mit dem Ausbau des 
Energielabors bereits Ende vergange­
nen Jahres das Startzeichen gesetzt 
worden war. Mit der Fertigstellung 
wird im Sommer 1984 gerechnet. 

Wie dazu der Oldenburger Stadtbau­
rat Hans-Martin Schutte erklärte, sei 
die Stadt mit dem gesamten Verfah­
ren außerordentlich zufrieden. Sie er­
hoffe sich von den Bauarbeiten nicht 
zuletzt einen erheblichen beschäfti­
gungspolitischen Effekt. Dieser soll 
auch dadurch erzielt werden, daß lei­
stungsfähige Oldenburger Firmen an 
Einzelmaßnahmen mitwirken sollen. 
wie Professor Jelpke betonte. 

Ossietzky-Tage '81 
Fortsetzung von Seite l 
sowie eine umfangreiche Sammlung 
von Zeitungsausschnitten. Ferner 
wird der Präsident der Universität ei­
nen Bronzeabguß der Totenmaske 
Ossietzkys als Geschenk seiner Toch­
ter entgegennehmen. 
Das „Forum zur Friedenserziehung" 
ist als Abschluß des universitären 
Projektes „Frieden und Abrüstung" 
gedacht und wird sich schwerpunkt­
mäßig mit Fragen der Friedenserzie­
hung in der Schule und der Lehrer­
ausbildung beschäftigen. An der ge­
planten Podiumsdiskussion werden 
sich voraussichtlich Vertreter der 
Friedensbewegung, des niedersächsi­
schen Kultusministers, der Bundes­
wehr, der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) beteiligen. 
Getragen wird das Forum wie auch 
die anderen Veranstaltungen der Os-
sietzky-Tage '81 gemeinsam von der 
Universität, der GEW, dem Allge­
meinen Studentenausschuß und dem 
Verein „Aktionskomitee Emslandla-
ger e.V.". 

Promotion 
Die Dissertation von Christa Karger-
Fengler und Thomas Fengler mit 
dem Titel: „Alltag in der Anstalt. 
Wenn Sozialpsychiatrie praktisch 
wird" und die dazu gefertigten Gut­
achten liegen bis zum 16. April 1981 
in der Geschäftsstelle des FB I zur 
Einsichtnahme aus. 

23jähriger 
Student erlag 
Herzversagen 
Am 31. März verstarb der an der 
Universität Oldenburg immatri­
kulierte Student Hermann Jans­
sen aus Greetsiel (Gemeinde 
Krummhörn). Bei einem Wald­
lauf versagte sein Herz. Janssen 
war sofort tot. Der erst 23jährige 
studierte Wirtschaftswissenschaf­
ten und Politik und gehörte zu den 
besonders engagierten Kommili­
tonen. Als Mitglied des Liberalen 
Hochschulverbandes (LHV) ar­
beitete er aktiv im Fach Schafts rat 
Handelslehrami mit. Im vergan­
genen Jahr wurde er ins Studen­
tenparlament gewählt, wo er sich 
besonders Fragen der Lehreraus­
bildung widmete. Janssen galt als 
besonders umgänglicher Mensch. 
Sein früher Tod löste weit über 
seine Familie und seinen Freun­
deskreis hinaus große Trauer aus. 

Personalien • Personalien 

Ausschreibung 
Für das Forschungsvorhaben „Nie­
dersächsische Regiona lpar te ien" 
(Projekt 30) werden zum 1.7.1981 
insgesamt vier Studenten/Absolven­
ten der Studiengänge Lehramt So­
zia lkunde, Lehramt Gesch ich te , 
Diplom-Sozia lwissenschaf ten als 
wissenschaftliche Hilfskräfte einge­
stellt. Bewerber mit wahlsoziologi-
schen/regionalgeschichtliehen Ex­
amensa rbe i t en , ED V -Er f ah rung 
(SPSS, FORTRAN) oder Ortskennt­
nis in einer Untersuchungsregion 
(Kreise Emsland, Wit tmund, Bre­
mervörde) werden bevorzugt. Bewer­
bungen bis 30.4.1981 an Prof. Dr. 
Karl-Heinz Naßmacher, Fachbe­
reich III. 

Professor Dr. Friedhelm Nachreiner, 
Psychologe im FB 1, hat gemeinsam 
mit wissenschaftlichen Mitarbeitern 
und Studenten zwei Referate („Psy­
chologische Ansätze zur Analyse ver­
schiedener Arbeitssysteme" und 
„Auswirkungen der Schichtarbeit des 
Vaters auf die schulische Entwick­
lung des Kindes") auf dem 27. Früh­
jahrskongreß der Gesellschaft für 
Arbeitswissenschaften e.V. in Zürich 
gehalten. 

Dr. Joachim Dyck ist mit der Verwal­
tung der Stelle eines Professors im 
Fachbereich II, Aufgabengebiet: 
Germanistik „Literaturwissenschaft 
mit den Schwerpunkten Literatur­
theorie und Literaturrezeption" be­
auftragt worden. 
Dr. Rudolf Germer, bisher Lehrbe­
auftragter an der Technischen Uni­
versität Berlin für „Angewandte Phy­
sik", ist mit der VerwaltungderStellc 
„Angewandte Physik, Schwingungs­
physik" im FB IV beauftragt worden. 
Dr. Horst Kern, bisher wissenschaftli­
cher Mitarbeiter beim Deutschen In­
stitut für internationale pädagogi­
sche Forschung, Frankfurt, ist zum 
Professor für „Sonderpädagogische 
Diagnostik und Therapie im FB I 
ernannt worden. 

Dr. Johann-Wolfgang Wägele wurde 
zum Akademischen Rat z.A. er­
nannt. Aufgabengebiet: Zoologie mit 
dem Schwerpunkt Morphologie. 

Margarete Schnell, seit zehn Jahren 
als Verwaltungsangestellte im Imma­
trikulationsamt für studentische An­
gelegenheiten beschäftigt, scheidet 
am 30. April aus dem Dienst der Uni­
versität aus. Sie hat mehrere Studen­
tengenerationen nicht nur aus der 
Sicht der Verwaltung betreut, son­
dern auch ein offenes Ohr für Sorgen 
und Probleme gehabt. Wegen ihrer 
unbürokratischen Art zu verwalten 
und der Bereitschaft, manchmal „ein 
Auge zuzudrücken", ist sie bei vielen 
Studenten beliebt. Kollegen und Stu­

dentenschaft wünschen ihr für die 
Zukunft alles Gute. 

Im Dienstleistungsbereich 
wurden eingestellt: 
Birgit Baakeals Bibliotheksangestell­
te 
Elke ßoeker als Bibliotheksangestell­
te 
Heinz Gehring als Glasbläser in der 
ZETWA 
Arjun Jagota als technischer Ange­
stellter im BIS 

ßrigitta Steinfeld als Technische An­
gestellte beim Forschungsvorhaben 
„Untersuchungen zur Geomikrobio-
logie und Biogeochemie verwittern­
der Kunstwerke aus mineralischen 
Werkstoffen (FB IV, Prof. Dr. 
Krumbein) 

Ingeborg Stegmaier als Raumpflege­
rin im Dezernat 4 
Dietlind Unnasch als Verwaltungsan­
gestellte im Forschungsvorhaben 
„Studienerfolg" unter Leitung von 
Prof. Dr. Schulenberg, FB III 

Doris Reske wurde zur Bibliotheks­
assistentin z.A. ernannt 

Aus dem Dienst der Univer­
sität ausgeschieden sind: 
Dr. Günter Kutscha, Professor im FB 
III, Fachgebiet: Didaktik der Wirt­
schaftswissenschaften. Dr. Kutscha 
ist zum Professor an der Gesamt­
hochschule Duisburg ernannt wor­
den. 
Professor Dr. Anselm Maler, Verwal­
ter der Professorenstelle im FB II, 
Aufgabengebiet: Germanistik, Lite­
raturwissenschaft. Dr. Maler wurde 
zum Professor an der Gesamthoch­
schule Kassel ernannt. 
Eckard Haase, Angestellter im BIS 
Britta Hakemann, Verwaltungsange­
stellte in der ZETWA. 

Spedition 
Möbeltransport 

International 

i'i="»-i UI 

Bücher sind ein unent­
behrlicher Begleiter auf 

dem Weg durch Ihr 
Studium 

In unserer wissenschaft­
lichen Abteilung finden 

Sie die für Sie notwendigen 
Bücher in großer Auswahl 

BUCHHANDLUNG 
BÜLTMANN & GERRIETS 

Lange Str. 57 • Ruf 2 66 01 
Postfach 1 41 

Anna Thye 
Buchhandlung 
Inh. Got t f r i ed Sieler 

Gegr. 1 . 9 . 1 8 0 0 

29 O L D E N B U R G 

Schloßplatz 2 1 / 2 2 

Postfach 4780 

Ruf (0441) 2 5 2 8 8 

1 ähindcn 
Examensarbeiten -Service 

Fotokopien DIN A 4 
Buchbindearbeiten 

Zeitschriften Berichte 

HENCKES 
Buchbinderei 

Edevvechter Landstraße 50 
2 9 Oldenburg 

Telefon 0441-50 2397 

Schreibmaschinen 
neu und gebraucht, sowie diverse Büro­
maschinen mit Service und Garantie. 

Manuelle Schreinmaschinen ab 65 DM 
Elektr Schreibmaschinen ab 185 DM 
Kugelkoptschreibmaschinen ab 699 DM 
Weitere Buromaschinen auf Antrage. 

Donnerschweer Str. 91 

• 4 2900 Oldenburg 
Ruf 04 41 / 8 51 25 

BÜROTECHNIK 
HERWIG ER LS ECK 

Verkaut Mo-Fr ab 17 Uhr oder nach Vereinbarung 

jmi 
Kopieren • Sortieren • Einbinden 

IÄL 
- KOPIER-AUFTMG-SERVICE • 

Examensarbeiten schnell u. gut 

Ammerländer Heerstraße 88 
Fernsprecher 04 4 1 I I 6 3 74 

KOPIERPREIS 

je Stück 

0,10 DIN A 4 DM 

Landessparkassen -Immobiliendienst 

ÖBS Immobilien 
G m b H 

O L D E N B U R G . MARKT. RUF 0 4 4 1 / 2 3 7' 

Landesbausparkasse der Sparkassen 

Mit der OBS den Grundstein legen. 

^ " ^ T f c A T I © öffentliche 
I I p}-C ^ e * Bausparka? 
^ ^ ^ T ^ L ^ F P * ^ F OLDENBURG -BREMEN- VVILH 

tasse , 


